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Entwurf Integrationsgesetz 
Die Bundesregierung hat den Entwurf des Integrationsgesetzes verab-
schiedet. Es bedarf nicht der Zustimmung des Bundesrats. Es soll u.a. die 
Integration in den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt fördern und verlangt 
„Eigeninitiative und Integrationsbereitschaft des Einzelnen“ sowie 
„staatliche Angebote und Anreize“.. // 

 

 

„Die Integration ist zugleich Aufgabe jedes 
einzelnen nach Deutschland kommenden 
Menschen, des Staates und der Gesell-
schaft“, heißt es zu Beginn. Der Schwer-
punkt der Maßnahmen liegt „auf dem 
Erwerb der deutschen Sprache sowie einer 
dem deutschen Arbeitsmarkt gerecht wer-
denden Qualifizierung der betroffenen 
Menschen“.  
Mit verschiedenen Maßnahmen soll der 
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt er-
leichtert werden; dazu gehören u.a. 
100.000 „Arbeitsgelegenheiten“ aus Bun-
desmitteln, mit denen eine „niederschwel-
lige Heranführung an den deutschen Ar-
beitsmarkt“ ermöglicht werden soll eben-
so wie die Öffnung der Leistungen nach 
SBG II bzw. III für bestimmte Personen-
gruppen Geflüchteter. Die Vorrangprü-
fung, bei der die Agentur für Arbeit prüft, 
ob für einen bestimmten Arbeitsplatz be-
vorrechtigte Bewerber/innen (Deutsche, 
EU-Bürger_innen, …) zur Verfügung ste-
hen, wird bei Asylbewerbern/innen und 
Geduldeten für drei Jahre ausgesetzt.  
Anerkannten Geflüchteten soll künftig 
befristet ein Wohnsitz zugewiesen werden, 
sodass die Länder die Verteilung der 
Schutzberechtigten besser steuern kön-
nen. Der Aufenthaltsstatus geduldeter 
Auszubildender in schulischer und betrieb-
licher Ausbildung soll so geregelt werden, 
dass eine Duldung für die Dauer der Aus-
bildung und im Falle einer anschließenden 
ausbildungsadäquaten Beschäftigung ein 
Aufenthaltsrecht für zwei weitere Jahre 
erteilt wird („3+2-Regel“). 
Mit jedem Angebot wird aber gleichzeitig 
die Restriktion formuliert: Nicht nur, dass 
die Angebote keineswegs allen zur Verfü-
gung stehen, sondern von Status und Her-
kunftsland abhängig sind – Personen aus 
„sicheren Herkunftsstaaten“ z. B. haben 
keinen Zugang zu Flüchtlingsintegrations-

maßnahmen – wer von den Berechtigten 
sich einer aktiven Mitarbeit bei Integra-
tionsmaßnahmen entzieht, muss mit 
leistungsrechtlichen Konsequenzen 
rechnen. Die Androhung von Sanktionen 
prägt den Gesetzesentwurf. 
Dies gilt auch für den Erwerb der deut-
schen Sprache. „Der Integrationskurs ist 
das staatliche Kernangebot zur nachhal-
tigen sprachlichen und gesellschaftlichen 
Integration von Zuwandernden mit auf-
enthaltsrechtlichen und leistungsrechtli-
chen Auswirkungen“ Zwar soll ein  früh-
zeitiger Spracherwerb  sichergestellt 
werden, aber auch die Ausweitung der 
Verpflichtungsmöglichkeiten ist geplant. 
In jedem Fall muss das Sprachkursange-
bot weiter ausgebaut werden. Eine dau-
erhafte Niederlassungserlaubnis kann 
nur erwarten, wer gute Sprachkenntnis-
se aufweist und seinen Lebensunterhalt 
überwiegend selbst sichern kann: Bei 
Sprachniveau C1 nach drei Jahren, bei 
Niveau A2 nach fünf Jahren. Einzelne 
Inhalte des Integrationsgesetzes sollen 
aus verfassungsrechtlichen Gründen in 
einer eigenen zeitgleich mit dem Integ-
rationsgesetz in Kraft tretenden Verord-
nung zum Integrationsgesetz (IntGV) 
umgesetzt werden. Hierzu gehören die 
„Steuerung“ des Integrationskurssys-
tems mit einer „Erhöhung der Kurskapa-
zitäten“, einer angestrebten Verkürzung 
der Wartezeit von bisher drei Monaten 
auf sechs Wochen und einer Verpflich-
tung der Kursträger, ihr Kursangebot und 
auch freie Kursplätze zu veröffentlichen. 
Die Orientierungskurse sollen unter Bei-
behaltung der Sprachkursanteile mit 
einer Erweiterung von 60 auf 100 Unter-
richtseinheiten eine stärkere inhaltliche 
Ausrichtung auf „Wertevermittlung“ 
erhalten (weitere Infos).  
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Der DGB kritisiert in einer detaillierten 
Stellungnahme wesentliche Punkte des 
Entwurfes, u.a. die Wohnsitzverpflichtung, 
die Arbeitsgelegenheiten, die vor allem 
privaten Betreibern von Erstaufnahmeein-
richtungen nutzten, die Aussetzung der 
Vorrangprüfung, die einen Einsatz von 
Geflüchteten in der Leiharbeit ermöglicht. 
Er beanstandet auch, dass das Kurskonzept 
„Erstorientierung und Deutsch lernen für 
Asylsuchende“, das derzeit erfolgreich in 
einem Modellprojekt in Bayern erprobt 
werde, nicht in das Gesetz aufgenommen 
wurde. 
Insgesamt hält der DGB verstärkte Maß-
nahmen zur gesellschaftlichen und öko-
nomischen Eingliederung von Geflüchteten 
unabhängig von ihrer Bleibeperspektive 
und der Dauer des Aufenthaltes für drin-
gend erforderlich. Ein nachhaltiges Integ-
rationskonzept soll Maßnahmen von Bund, 
Ländern und Kommunen verbinden und 
gemeinsam mit der Zivilgesellschaft entwi-
ckelt werden. 

 

35 Euro für Integrationskurs-
lehrkräfte – ein notwendiger 
Schritt in die richtige Richtung  
Der Haushaltsausschuss des Bundes hat 
beschlossen, das Bundesinnenministe-
rium zu ermächtigen, den Kostenerstat-
tungssatz der Integrationskurse auf 4 
Euro pro Teilnehmer/in zu erhöhen. 
Damit soll eine Mindestvergütung der 
Lehrkräfte von 35 Euro garantiert wer-
den. 
Die GEW hat diesen Schritt begrüßt, 
gleichzeitig aber auch darauf hingewiesen, 
dass dies noch nicht das ‚Ende der Fahnen-
stange‘ sein soll. Nach über 10 Jahren viel-
fältigen Engagements der GEW, u.a. Klagen 
gegen Scheinselbständigkeit, Schwarzbü-
cher zur Dokumentation der skandalösen 
Arbeitsbedingungen, Runden Tischen und 
Gesprächen mit Politik und Verbänden 
sowie der zentralen Veranstaltung „10 
Jahre Integrationskurse – Bilanz und Per-
spektive“ und nach zwei Stundenerhöhun-
gen im Cent-Bereich, die zu kleinen Hono-
rarerhöhungen – von einst 18,00 auf der-

zeit 23,00 Euro – geführt haben, wäre 
die jetzt geplante Erhöhung immerhin 
eine spürbare Verbesserung und zumin-
dest ansatzweise eine Wertschätzung 
der Arbeit der Lehrkräfte. Von den 4.200 
Euro brutto im Monat, die das Innminis-
terium vorrechnet, sind die Lehrkräfte 
allerdings weit entfernt. Zum einen sind 
Unterrichtsverpflichtungen von 30 Un-
terrichtseinheiten (UE) inakzeptabel – 
real sind maximal 25 UE – und zum an-
deren bleiben nach Abzug von 100% der 
Sozialabgaben vor Steuern ca. 2.400 
Euro, kein Spitzenverdienst für akademi-
sches Personal.  
 
In einer Presseerklärung stellt die GEW 
fest: „Die GEW fordert gemeinsam mit 
dem Deutschen Volkshochschulverband 
und dem Berufsverband Berufliche Bil-
dung für diese im staatlichem Auftrag 
geleistete Arbeit grundsätzlich die Fest-
anstellung der Integrationskursleh-
rer/innen mit einer Vergütung, die sich 
am TvöD 11 orientiert oder alternativ 
das Angebot eines Honorarvertrags mit 
einem dieser Einstufung entsprechenden 
Honorar von ca. 54 Euro! Dafür muss die 
Bundesregierung die Unterrichtspau-
schale auf mindesten 4,40 € anheben.“ 
Unterdessen haben die Vorsitzende der 
GEW Marlis Tepe und Weiterbildungs-
vorstand Ansgar Klinger den Bundesin-
nenminister Dr. Thomas de Maizière in 
einem Schreiben aufgefordert, die Erhö-
hung des Mindesthonorars auf 35 € als-
bald umzusetzen und sicherzustellen, 
dass die Erhöhung nun auch tatsächlich 
bei den Lehrkräften ankommt. Ferner 
würdigt die GEW die Empfehlung des 
Bundesinnenministeriums nach Festan-
stellung der Integrationskurslehrkräfte – 
dies zu qualifikationsadäquaten Bedin-
gungen, so die GEW. 
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